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eFrieder Vogelmann

Liberale Subjekte
Eine affirmative Streitschrift*

Der Vorwurf, die politische Theorie schweige zu aktuellen politischen Kon-
flikten, ist alt,1 aber nicht überholt: Wo sind die Themenhefte einschlägi-
ger Zeitschriften für politische Theorie, die etwa den lauwarmen Krieg in 
der Ukraine, den mit mörderischer Konsequenz betriebenen Umbau des 
Nahen Ostens nicht nur durch den sogenannten »Islamischen Staat« oder 
die Installation eines europäischen Strafregimes gegen Griechenland, an 
der die bundesrepublikanische Regierung maßgeblich beteiligt war, darauf-
hin untersuchen, was die gängigen politischen Theorien zu derartigen Kon-
flikten eigentlich mitzuteilen haben? Wie ist dieses Schweigen zu verstehen, 
wenn die politische Theorie ihre Begriffe doch als »diagnostische Werk-
zeuge«2 verstanden wissen will, die politische Auseinandersetzungen unse-
rer Zeit deuten und vielleicht sogar in einem neuen Licht erscheinen lassen 
können?

Statt die Ursachen für diese Abstinenz politischer Theorie soziologisch 
in einer gewandelten Rolle der Intellektuellen oder in der ökonomisch er-
zwungenen Konzentration auf Fachpublikationen auszumachen, sollten wir 
ihr Schweigen als eine Folge daraus erkennen, dass die gegenwärtig domi-
nante politische Theorie ein spezifisches Wissen produziert, das aufgrund 
seiner Struktur lediglich eine Wirklichkeit berücksichtigt, in der politische 
Konflikte entweder zu vernünftigen Meinungsverschiedenheiten entschärft 
oder gänzlich ausgeblendet sind. Drei Affirmationen der Selbstbeschrei-
bung liberaler politischer Theorie führen zu dieser These: »Ja!« zu ihrer 
selbstzugeschriebenen Dominanz (I), »Ja!« zu ihren selbstgesetzten Auf-
gaben (II) und schließlich »Ja!« zu ihrer Selbstreflexion der eigenen Wirk-
samkeit (III). Denn was hätten wir, frei nach Nietzsche, mit Widerlegungen 
zu schaffen?3 Wenn wir uns am Ende von dieser politischen Theorie abwen-

	 *	 Ich danke Martin Nonhoff, Jörg Schaub und Martin Bauer für konstruktive Kritik und Kom-
mentare – auch wenn ich einiges sicherlich nicht zu ihrer Zufriedenheit berücksichtigt habe.

	 1	 Z. B. Jeffrey C. Isaac, »The Strange Silence of Political Theory«, in: Political Theory 23 (1995), 
4, S. 636–652, mit Reaktionen von Seyla Benhabib, William Connolly, Michael Gillespie und 
Kirstie McClure im selben Heft.

	 2	 Ruth W. Grant, »Political Theory, Political Science, and Politics«, in: Stephen K. White / 
Donald Moon (Hg.), What is Political Theory?, London / Thousand Oaks / New Delhi 2004, 
S. 174–192, hier S. 184 f.

	 3	 Siehe Friedrich Nietzsche, Zur Genealogie der Moral. Eine Streitschrift [1887], hg. von 
Giorgio Colli und Mazzino Montinari, Berlin/München 2010, Vorrede/4, S. 250.
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e den, so nicht, weil ihr Wissen falsch wäre, sondern wegen der politischen Sub-
jektivität, die es zu erzeugen beabsichtigt (IV).

I

Aber was heißt hier »die« politische Theorie? Teilt uns nicht jede Einfüh-
rung mit, dass »die« politische Theorie keine feste Identität besitze, son-
dern ein heterogenes Feld sei, auf dem um die Zugehörigkeit zur politi-
schen Theorie gekämpft werde?4 Und stellen sich all diese verschiedenen 
politischen Theorien nicht jeweils andere Aufgaben, sodass die skizzierte 
Beschreibung umso unschärfer wird, je detaillierter man sie anfertigt?

Gönnen wir uns die erste Affirmation und bejahen die übliche Selbstbe-
schreibung liberaler politischer Theorie. Ihr zufolge bildet die liberale poli-
tische Theorie das hegemoniale Zentrum zeitgenössischer politischer Phi-
losophie.5 Diese Theorie nimmt sich also selbstnach einem Modell wahr, 
das zwischen Zentrum und Peripherie unterscheidet. Demnach findet sich 
die liberale politische Theorie von einer Reihe heterodoxer Theorien um-
ringt, die bei aller Abneigung oder Kritik ihre eigene Identität nur gegen und 
damit in Bezug auf die liberale politische Theorie ausbilden können. So je-
denfalls fasst Peter Niesen die Darstellungen der aktuellen Theorieland-
schaft zusammen, die den Einführungen und Lehrbüchern der politischen 
Theorie zu entnehmen sind – und ihren Stoff derart uniform organisieren, 
dass er das Urteil infrage stellt, die politische Theorie sei äußerst heterogen 
verfasst: »Einführungen und Gesamtdarstellungen der politischen Philoso-
phie sind ein relativ standardisiertes Genre […].«6 Bevor nun jemand auf 
die Idee verfällt, dieses Bild könnte der Tatsache geschuldet sein, dass die 
von Niesen herangezogenen – und in der Tat die Mehrzahl aller – Einführun-
gen von Theoretiker_innen geschrieben sind, die dem selbsternannten Zen-
trum politischer Theorie angehören, erinnern wir an unser erstes großes Ja: 

	 4	 Nur zwei Beispiele: »Political theory is an unapologetically mongrel sub-discipline, 
with no dominant methodology or approach« ( John S. Dryzek / Bonnie Honig / Anne 
Phillips, »Introduction«, in: The Oxford Handbook of Political Theory, hg. von dies., 
Oxford 2006, S. 3–41, hier S. 5). Defensiver formuliert Christian Schwaabe, Politische 
Theorie 1: Von Platon bis Locke, Paderborn 2010, S. 9): »Diese Vielfalt an Perspektiven 
sollte dem politischen Denken nicht sogleich als Schwäche ausgelegt werden.«

	 5	 Ich gebrauche politische Theorie gleichbedeutend mit politischer Philosophie, 
auch wenn im zweiten Abschnitt eine Möglichkeit vorkommt, beide zu unterscheiden. 
Keines meiner Argumente hängt davon ab.

	 6	 Peter Niesen, »Politische Theorie als Demokratiewissenschaft«, in: Hubertus Buchstein / 
Gerhard Göhler (Hg.), Politische Theorie und Politikwissenschaft, Wiesbaden 2007, S. 126–155, 
hier S. 132. Gleichlautende Selbstbeschreibungen liefern z. B. Will Kymlicka, Contemporary 
Political Philosophy. An Introduction, Oxford 2002, S. xi; Schwaabe, Politische Theorie 1: 
Von Platon bis Locke, S. 14; Robin Celikates / Stefan Gosepath, Politische Philosophie, Stuttgart 
2013, S. 39.
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eNicht eine »wirkliche« Theorievielfalt wollen wir einer vermeintlich »ideo-
logischen« Darstellung entgegenhalten, sondern dieser Darstellung folgen, 
um die Wirklichkeit und Wirksamkeit des Wissens offenzulegen, das die 
liberale politische Theorie schafft.

Bestimmen wir also den Hegemon der politischen Theorie genauer! 
Vom Schema Zentrum/Peripherie ausgehend, präsentiert sich die »liberale 
politische Theorie« als ein unscharf begrenzter Kreis, in dessen Mitte sich 
diejenigen Positionen befinden, denen zwei Axiome zugrunde liegen: Das 
erste ist ein epistemologisches Axiom, das – etwa in Rawls berühmter Formu-
lierung vom »Faktum eines vernünftigen Pluralismus«7 – eine nicht ein-
stimmige Vernunft annimmt und zur schlechterdings für jede politische 
Philosophie gültigen Bedingung macht. Der zweite Grundsatz ist ein mora-
lisches Axiom, das die Freiheit des Individuums zum grundlegenden Wert 
erklärt – wobei diese Freiheit wiederum sehr unterschiedlich gefasst wer-
den kann, zumeist jedoch als eine Form von Autonomie verstanden wird.8 
Festzuhalten ist, dass sich weder das epistemologische Axiom aus dem 
moralischen ableiten lässt noch das moralische aus dem epistemologischen. 
Denn einerseits wäre die Achtung einer (wie auch immer verstandenen) 
Freiheit der Individuen durchaus vereinbar mit der Vorstellung, die Form 
dieser Freiheit sei durch die Vernunft vorgegeben, sodass nur die Freiheit 
derjenigen zu berücksichtigen sei, die dieser Vernunft gehorchten, während 

	 7	 John Rawls, Politischer Liberalismus [1993], übers. von Wilfried Hinsch, Frankfurt am 
Main 1998, S. 67. Ich mache Rawls’ Faktum eines vernünftigen Pluralismus etwas stärker 
als er selbst, denn Rawls’ »Quellen vernünftiger Meinungsverschiedenheiten« wurzeln 
in den Umständen des Vernunftgebrauchs und nicht in dieser selbst, sodass eine »ein-
stimmige« Vernunft weiterhin möglich bleibt (vgl. ebd., S. 127–132). Auch Habermas’ 
»nachmetaphysisches Denken« lässt sich vom Axiom einer nicht einstimmigen Vernunft 
her deuten, insofern er nach der Prozeduralisierung und Dezentralisierung der Vernunft 
in kommunikative Rationalität allenfalls temporär noch auf stets aufkündbare bezie-
hungsweise nur kontrafaktisch idealisierte Einstimmigkeit setzen kann; wie bei Rawls 
mag es sein, dass ich damit seine faktische Nichteinstimmigkeit der Vernunft als eine in 
der Vernunft selbst angelegte deute (vgl. Jürgen Habermas, »Die Einheit der Vernunft 
in der Vielfalt ihrer Stimmen« [1988], in: ders., Philosophische Texte, Frankfurt am 
Main 2009, S. 117–154, hier bes. S. 148–154).

	 8	 Jeremy Waldrons bekanntes Verdikt – »To say then that a commitment to freedom is 
the foundation of liberalism is to say something too vague and abstract to be helpful, 
while to say that liberals are committed fundamentally to a particular conception of 
liberty is to sound too assured, too dogmatic about a matter on which […] even 
ideological bedfellows are likely to disagree« ( Jeremy Waldron, »Theoretical Founda-
tions of Liberalism«, in: The Philosophical Quarterly 37 (1987), 147, S. 127–150, hier 
S. 131) – spricht nicht gegen diese Charakterisierung, denn einerseits ist das moralische 
Axiom nur eines der beiden notwendigen Axiome liberaler politischer Theorie und 
andererseits ruht auch Waldrons Definition der konstitutiven These des Liberalismus 
als einer Legitimationsforderung – »a social and politic order is illegitimate unless it is 
rooted in the consent of all those who have to live under it« (ebd., S. 140) – auf dem 
Axiom, dass die Freiheit der Individuen zu berücksichtigen ist. Warum sonst interes-
sierte sich Waldrons Liberalismus für die Legitimation der sozialen Ordnung gegenüber 
den ihr Unterworfenen?
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alle anderen zu dieser Freiheit gezwungen werden dürfen.9 Andererseits ist 
offensichtlich, dass aus dem epistemologischen Axiom einer nicht einstim-
migen Vernunft keineswegs folgt, ihre verschiedenen Stimmen müssten 
gleichermaßen berücksichtigt werden.10 Deshalb sind beide Axiome grund-
legend für die liberale politische Theorie.11 Und deshalb muss sie (wenn-
gleich teils noch uneingestanden) von der Existenz einer nie mit sich über-
einstimmenden Vernunft ebenso ausgehen wie von der Forderung, dass die 
Freiheit aller Individuen gleichermaßen zu schützen sei. Insgesamt gilt: Je 
strikter eine Position der politischen Theorie die beiden Axiome ihren Ar-
gumentationen zugrunde legt, desto zentraler ist sie innerhalb der liberalen 
politischen Theorie angesiedelt; je weniger sie sich an die Axiomatik ge-
bunden fühlt, desto weiter am Rand befindet sie sich. Positionen, die eines 
der beiden Axiome ablehnen und nur das andere anerkennen, sind dem-
nach allenfalls im Grenzgebiet zwischen liberaler und nichtliberaler politi-
scher Theorie angesiedelt.

	 9	 Vgl. Jean-Jacques Rousseau, »Vom Gesellschaftsvertrag oder Prinzipien des Staatsrechts« 
[1762], Politische Schriften Bd. 1, Paderborn 2008, S. 77 f.

	 10	 Konkret z. B. im Vorschlag eines abgestuften Wahlrechts, in dem die Bürger_innen 
umso mehr Stimmen haben, je gebildeter sie sind: vgl. John Stuart Mill, Betrachtungen 
über die repräsentative Demokratie [1861], hg. von Kurt L. Shell, übers. von Hannelore 
Irle-Dietrich, Paderborn 1971, S. 143–160.

	 11	 Allerdings kann man das moralische dem epistemologischen Axiom überordnen, 
etwa weil erst der moralische Wert individueller Freiheit erfordert, die verschiedenen 
Vernünfte zu respektieren.

Der Hegemon zeitgenössischer politischer Theorie. 
John Rawls, 1921–2002.
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II

Die Selbstbeschreibung der liberalen politischen Theorie als Hegemon im 
Feld zeitgenössischer politischer Theorie wirft die Frage auf, welche Auf-
gabe er sich stellt. Erhebt diese politische Theorie für das von ihr geschaf-
fene Wissen überhaupt einen Anspruch auf Wirksamkeit – und wenn ja, 
welcher Art?

An dieser Stelle greift die zweite Affirmation: das Ja zur Selbstbeschrei-
bung der liberalen politischen Theorie in Gestalt der vier Rollen, die Rawls 
ihr zuschreibt. Demnach kann liberale politische Philosophie (a) die tiefsit-
zenden politischen Konflikte innerhalb einer politischen Gesellschaft befrie-
den oder zumindest eindämmen, (b) die Individuen über ihren Status als 
politische Bürger_innen auf klären und ihnen damit in ihrem politischem 
Selbstverständnis Orientierung verschaffen, (c) die Bürger_innen mit ihrer 
Gesellschaft versöhnen sowie (d) die Grenzen des politisch Machbaren er-
proben.12

In ihrer ersten Rolle beschreibt die liberale politische Philosophie gege-
bene politische Konflikte derart neu, dass sie gemeinsame Voraussetzungen 
widerstreitender Positionen aufdecken oder zumindest auf Konvergenzen 
hinweisen kann, die den Konfliktparteien so nicht bewusst waren, deren An-
erkennung ihnen aber eine Einigung oder zumindest einen Kompromiss er-
möglichen. Diese zunächst unspektakulär klingende Selbstbeschreibung 
setzt eine ungeheure Wirksamkeit der liberalen politischen Philosophie 
voraus, weil Rawls die verschiedenen philosophischen Doktrinen etwa in 
Bezug auf Freiheit als (eine) »Wurzel [root]«13 von Konflikten identifiziert, 
die er für so wichtig hält, dass es für ihn sinnvoll ist, sich in der Konflikt-
beschreibung und -bearbeitung auf ihre Behandlung zu beschränken. Damit 
werden politische Kontroversen (auch) auf philosophische Differenzen zu-
rückgeführt, womit dem Wissen der (politischen) Philosophie eine von An-
fang an große Wirksamkeit zuwächst. Denn es verfügt nicht nur über die 
Kraft, den miteinander im Konflikt liegenden Parteien neue Perspektiven 
und dadurch sogar neue Verhaltensspielräume zu eröffnen, es kann auch die 
Konflikte verursachen, die es anschließend mildert. Insofern kann das Wis-
sen liberaler politscher Theorie in ihrer Selbstbeschreibung Konflikte so-
wohl herbeiführen als auch befrieden.

Gemäß der zweiten Rolle kann das Wissen der politischen Philosophie 
den Individuen sagen, wie sie sich als »Volk« verstehen sollten – wie also 

	 12	 Vgl. John Rawls, Gerechtigkeit als Fairneß. Ein Neuentwurf [2001], hg. von Erin 
Kelly, übers. von Joachim Schulte, Berlin 2014, § 1, S. 19–24. Ich übersetze »role« 
hier mit »Rolle« und nicht mit »Aufgabe«, da Rawls nicht nur die Aufgaben 
beschreibt, vor die die politische Philosophie gestellt ist, sondern auch wie sie 
diese Aufgaben erfüllt.

	 13	 Ebd., § 1.1, S. 20 f. (die deutsche Übersetzung wählt »Ursprung«).
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»die Angehörigen eines Volks ihre politischen und sozialen Institutionen 
insgesamt auffassen [können] sowie ihre grundlegenden Ziele und Zwecke 
als Mitglieder einer historisch gewordenen Gemeinschaft […] im Gegen-
satz zu ihren Zielen und Zwecken als Individuen oder als Angehörige von 
Familien und Verbänden«.14 Folglich orientiert die liberale politische Phi-
losophie die Bürger_innen dank einer Veränderung ihrer politischen Selbst-
verständnisse – womit Rawls eine alte philosophische Selbstbeschreibung 
aufgreift, denn schon bei Platon zeichnet sich Sokrates’ besonderes Wissen 
nicht primär inhaltlich oder methodisch aus, sondern durch seine Wirk-
samkeit: Wer sich auf eine Unterhaltung mit Sokrates einlässt, findet sich 
durch das Gespräch verwandelt und wird, ob gewollt oder ungewollt, ein 
anderer – ebenso wie diejenigen, die den Sophisten zuhören. Deshalb warnt 
Sokrates den jungen Hippokrates davor, unbedacht Unterricht beim Sophis-
ten Protagoras zu nehmen: »Bist du dir darüber im klaren, mit welchem 
Risiko du drauf und dran bist, deine Seele aufs Spiel zu setzen?«15 Wie sich 
ein Markthändler nicht darum kümmere (und gar nicht wisse), welche Nah-
rungsmittel gut – das heißt gesund – für seine Kunden seien, und ihnen 
seine Ware dennoch lauthals anpreise, so würden auch die Sophisten ihr 
Wissen in Unkenntnis seiner Wirkungen veräußern. Das sei noch verhäng-
nisvoller als bei Nahrungsmitteln, so Sokrates:

Wenn man nämlich Speisen und Getränke beim Krämer oder Handels-
reisenden gekauft hat, kann man sie in anderen Gefäßen mitnehmen 

	 14	 Ebd., § 1.2, S. 21.
	 15	 Platon, Protagoras, 313 a, in der Übersetzung von Bernd Manuwald, Protagoras, hg. von 

Ernst Heitsch und Carl Werner Müller, Göttingen 1999.
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Wer sich auf eine Unterhaltung mit 
Sokrates einlässt, wird ein anderer – die 
verwandelnde Macht sokratischer 
Gesprächsführung will also bedacht sein. 
Dieses Detail aus Raffaels berühmtem 
Fresko »Die Schule von Athen« verdeut-
licht, wie gekonnt der Philosoph einen zu-
hörenden Jüngling in seinen Bann zieht.
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und, bevor man sie essend und trinkend zu sich nimmt, kann man 
sie zu Hause deponieren und sich unter Hinzuziehung eines 
einschlägigen Sachverständigen beraten lassen, was man essen oder 
trinken soll und was nicht und wie viel und wann; daher ist das 
Risiko beim Kauf nicht groß. Wissensgüter dagegen kann man nicht 
in einem anderen Gefäß mitnehmen; vielmehr muss man den 
Kaufpreis entrichten und das Wissensgut in der Seele selbst durch 
Lernen aufnehmen, bevor man weggeht; und da ist der Schaden 
oder der Nutzen bereits eingetreten.16

Philosophisches (und sophistisches) Wissen ist gefährlich, weil es auf uns 
wirkt, ohne dass wir uns entscheiden könnten, ob und was davon wir wir-
ken lassen sollten. Es transformiert Platons Vorstellung zufolge die »Seele«, 
das heißt die Selbstverständnisse derjenigen, die diesem Wissen ausgesetzt 
sind – und nicht anders denkt Rawls die Wirksamkeit politischer Philoso-
phie in ihrer zweiten Rolle: Sie verändert den praktisch-reflexiven Bezug der 
Subjekte auf sich selbst, indem sie ihnen andere Vorstellungen vom Selbst 
und seinem Ort in einer Gemeinschaft vermittelt. Ziel des wirksamen Wis-
sens liberaler politischer Philosophie ist also eine spezifische Subjektivie-
rung derjenigen, die diesem Wissen ausgesetzt sind. 

Die subjektivierende Wirksamkeit des Wissens politischer Philosophie 
wird noch deutlicher in ihrer dritten Rolle: Denn die Versöhnung der Indi-
viduen mit ihrer Gesellschaft soll gemäß Hegel, den Rawls an dieser Stelle 
aufruft,17 dadurch erfolgen, dass nicht die Gesellschaft, sondern die Indivi-
duen sich ändern, indem die politische Philosophie sie lehrt, so auf ihre Ge-
sellschaft zu blicken, dass sie deren Einrichtung als »vernünftig« erkennen. 
Abermals zielt das Wissen der politischen Philosophie auf eine Transforma-
tion der individuellen Selbstverhältnisse, die in einer Weise beeinflusst wer-
den sollen, dass sich Konflikte zwischen Individuen und Gesellschaft durch 
Einsicht auf lösen.

Die andere Seite der Unterscheidung, also nicht die Veränderung der In-
dividuen, sondern diejenige der Gesellschaft, rückt scheinbar bei der vier-
ten und letzten Rolle der politischen Philosophie in den Vordergrund. Jetzt 
geht es darum, die Grenzen möglichen politischen Wandels auszuloten: 
»Wie wäre eine gerechte demokratische Gesellschaft unter einigermaßen 
günstigen, aber immerhin möglichen historischen Bedingungen beschaffen – 
also unter Bedingungen, die von den Gesetzen und Tendenzen der sozialen 
Welt zugelassen werden?«18 Freilich interessieren Rawls an solchen »histo-

	 16	 Platon, Protagoras, 314 a/b.
	 17	 Rawls, Gerechtigkeit als Fairneß, § 1.3, S. 22, dazu ausführlich Jörg Schaub, 

Gerechtigkeit als Versöhnung. John Rawls’ politischer Liberalismus, Frankfurt 
am Main / New York 2009.

	 18	 Rawls, Gerechtigkeit als Fairneß, § 1.4, S. 24.
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heiten, die unter Umständen politische Handlungsmöglichkeiten begrenzen, 
als vielmehr die Grenzziehungen, die aus philosophischen Überzeugungen 
folgen. So wird aus der vierten faktisch eine »Variante« der dritten Rolle: 
Denn die bedeutendste Grenze, jenseits derer politische Vorstellungen nur 
noch Phantasien, aber keine »realistischen Utopien« mehr sind, markiert 
für Rawls wie für die liberale politische Theorie insgesamt das Faktum 
eines vernünftigen Pluralismus. Uns mit dieser Gegebenheit zu versöhnen, 
sei folglich eine der wichtigsten, zugleich aber schwierigsten Aufgaben des 
politischen Liberalismus.19 Auch und gerade im Falle der »realistischen 
Utopie« ist damit die für Rawls wesentliche Frage wieder die, wie das Wis-
sen der politischen Philosophie so auf die Selbstverständnisse der Subjekte 
einzuwirken vermag, dass sie die Grenzen, die Vernunft aller politischen 
Vorstellungstellungskraft zieht, weder bedauern noch zu überschreiten wün-
schen.

Mit Rawls sieht sich eine politische Philosophie, die den beiden Axiomen 
des liberalen Paradigmas gehorcht, also vor die grundlegende Aufgabe ge-
stellt, ein Wissen bereitzustellen, das subjektivierende Wirksamkeit besitzt. 
Sie muss Wissen schaffen, das über die Kraft verfügt, die Selbstverhältnisse 
derjenigen zu transformieren, die ihm ausgesetzt sind. Anders könnte diese 
politische Philosophie weder die Konflikte der Bürger_innen moderieren 
noch sie politisch orientieren und mit der bestehenden Gesellschaft sowie 
den vernünftigen Grenzen des politisch Vorstellbaren versöhnen. Ganz un-
abhängig von der prinzipiellen Frage, ob sich politische Philosophie damit 
bescheiden sollte, eine den Status quo erhaltende Tröstungsmaschine zu 
sein, ist diese klassische philosophische Vorstellung so anziehend wie beun-
ruhigend, weil sie die Frage aufwirft, wie weitgehend die politische Philoso-
phie ihre Wirksamkeit auf die Individuen entfalten darf: Wann überschreitet 
der Versuch politischer Philosophie, ein Wissen mit subjektivierender Kraft 
bereitzustellen, die Schwelle, an der wir geneigt sind, von Manipulation zu 
sprechen?

Unter diesem Fragehorizont werden Peter Niesens bereits zitierte Über-
legungen zur »Politischen Theorie als Demokratiewissenschaft« nochmals 
relevant, da sie einerseits auf genau diese Gefahr einer etwaigen Manipula-
tion reagieren und weil sie andererseits belegen, dass selbst die demokra-
tisch eingehegte Variante politischer Philosophie – die Niesen zufolge über-
haupt erst politische Theorie im engeren Sinne ist – auf subjektivierende 
Wirksamkeit zielt. Noch die Version liberaler politischer Theorie, die ihre 
eigene Wirksamkeit reflexiv limitiert, verzichtet keineswegs auf den An-
spruch, für Orientierung zu sorgen und folglich im Medium ihres Wissens 
eine gewisse Kraft auf die Subjektivität ihrer Adressat_innen auszuüben.

	 19	 Ebd., § 1.4, S. 23 f.
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eNiesen schlägt programmatisch vor, politische Philosophie dann als poli-
tische Theorie zu bezeichnen, »wenn sie sich […] als Demokratiewissen-
schaft versteht«.20 Damit steuert er keine Rückkehr zum Erziehungsauftrag 
einer Politikwissenschaft an, die sich in ihrer bundesrepublikanischen An-
fangszeit dazu berufen wähnte, demokratische Bürger_innen zu schaffen. 
Vielmehr soll sich politische Theorie als Demokratiewissenschaft durch 
eine dreifache Bezugnahme auf die Demokratie auszeichnen: thematisch, 
praktisch und reflexiv. Thematisch bezieht sie sich auf Demokratie, insofern 
es sich um eine politische Philosophie – zumeist eben liberale politische 
Philosophie – handelt, deren zentraler Gegenstand die Demokratie ist. Prak-
tisch bezieht sie sich auf Demokratie, weil sie die Privilegierung der Demo-
kratie als dem ausgezeichneten Gegenstand politischer Theorie mit einer 
normativen Wertung begründet: Sie verteidigt die Demokratie als eine »ge-
genüber Alternativen vorzugswürdige Praxis«.21

Wichtiger ist jedoch der reflexive Bezug politischer Theorie auf die De-
mokratie, der die »interne«22 Beziehung zwischen der Praxis politischer 
Theorie und der Tatsache, dass sie in einer Demokratie ausgeübt wird, aus-
buchstabiert. Weil sie ihre präskriptiven Aussagen als Sprechakte innerhalb 
einer demokratischen Gesellschaft formuliert und sie an die Bürger_innen 
dieser Demokratie richtet, ergeben sich für Niesen notwendige Beschrän-
kungen der Art und Weise, wie politische Theorie die ihr von Rawls vorge-
gebenen Ziele realisieren darf. Wenn in einer Demokratie zu leben bedeutet, 
von den anderen Bürger_innen regiert zu werden und diese selbst mitzure-
gieren, dann sind die präskriptiven Sätze der politischen Theorie stets Ver-
suche, andere Bürger_innen zu überzeugen, ihre Mitbürger_innen auf diese 
Weise zu regieren. Deshalb muss die politische Theorie in einer demokrati-
schen Gesellschaft ihre Wirksamkeit reflexiv mitbedenken, das heißt auf 
Demokratieverträglichkeit prüfen. Dabei plädiert Niesen – auch weil man 
die Wirksamkeit politischer Theorie selbst in der Demokratie nicht selbst-
herrlich überschätzen sollte!23 – für eine großzügige Begrenzung: Die prä-
skriptiven Aussagen der politischen Theorie sollten nur dort den engen 
Grenzen des öffentlichen Vernunftgebrauchs im Rawls’schen Sinne unter-
worfen werden, wo sie den »Zuschnitt des Gemeinwesens insgesamt ändern 
sollen«.24 Stets müsse erwogen werden, ob eine zu enge Grenzziehung die 
politische Theorie nicht a priori an den Status quo binde und damit zu sehr 
einschränke.

	20	 Niesen, »Politische Theorie als Demokratiewissenschaft«, S. 127.
	 21	 Ebd., S. 140.
	22	 Ebd., S. 142.
	 23	 Vgl. ebd., S. 144.
	24	 Ebd., S. 149. Genau genommen beschränkt Niesen die politische Theorie noch auf 

eine andere Weise: naturrechtliche Argumentationen, die erzwingbare Normen ohne 
Reflexion auf ihren institutionellen Kontext rechtfertigen, seien »mit politischer 
Theorie als Demokratiewissenschaft strikt unverträglich« (ebd., S. 145).
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e Was bedeuten diese demokratischen Begrenzungen für die oben heraus-
gearbeitete, von Rawls angestrebte Wirksamkeit liberaler politischer Philo-
sophie, also für die Subjektivierung demokratischer Bürger_innen mittels 
des Wissens politischer Philosophie? Einerseits richtet sich die Wirksam-
keit dieses Wissens auf die Selbstverständnisse demokratischer Bürger_in-
nen und damit auf eine fundamentale Ebene des Gemeinwesens; anderer-
seits hilft die Beschränkung dieses Wissens auf seine Artikulation innerhalb 
der Grenzen öffentlichen Vernunftgebrauchs erkennbar wenig, denn auch 
als solches ist seine Wirksamkeit eine vorsubjektive Kraft, der die diesem 
Wissen ausgesetzten Individuen gerade nicht als souveräne Subjekte ent-
gegentreten können, um zu entscheiden, ob sie wirken soll – jedenfalls 
dann nicht, wenn wir Sokrates’ obige Warnung ernst nehmen.

An dieser Stelle ist die Versuchung abermals groß, unser Ja zur Selbst-
beschreibung der Aufgaben liberaler politischer Theorie zurückzunehmen. 
Denn unabhängig davon, ob man sich auf Rawls’ von Platon implizit über-
nommene Wirksamkeitsthese einlassen will, scheint die Einschränkung der 
eigenen Wirksamkeit für die liberale politische Theorie problematische 
Folgen zu zeitigen. Konfrontiert mit philosophischen und politischen Geg-
ner_innen, die sich einer Limitierung ihrer Argumente auf den Geltungsbe-
reich allgemein teilbarer und öffentlicher Gründe nicht unterwerfen, bricht 
die liberale politische Theorie die Diskussion ab: Sie denunziert solche 
Stimmen als sophistisch (auf theoretischer Ebene) oder populistisch (auf 
politischer Ebene) und vertreibt sie, statt mit ihnen zu streiten.

Doch verzichten wir gemäß unseres Vorhabens auf solche kritischen Be-
denken und halten schlicht das Offensichtliche fest: Selbst wenn wir (mit 
Niesen) die liberale politische Philosophie als dominante Form politischer 
Philosophie verstehen, und selbst wenn wir (abermals mit Niesen) deren 
Wirksamkeit demokratisch einhegen, indem wir die Demokratie als histo-
risch gewachsene Existenzbedingung politischer Philosophie reflexiv zur 
methodologischen Begrenzung der Wirksamkeit liberaler politischer Theo-
rie erheben – selbst dann bleibt der Anspruch auf die Wirksamkeit des Wis-
sens erhalten, das die politische Theorie produziert. Dieses Wissen wirkt 
auf die Selbstverständnisse demokratischer Bürger_innen, die politisch da-
durch orientiert und mit ihrer Gesellschaft versöhnt werden sollen, dass die 
liberale politische Philosophie ihre Selbstbilder transformiert. 
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